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Bericht und Abänderungsantrag 
 
 
des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den selbständigen Antrag 
der Landtagsabgeordneten Ing. Norbert Hofer, Markus Wiesler, Michaela Brandlhofer, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0132) betreffend 
„Einführung einer eigenen Behindertenanwaltschaft“ (Zahl 2100-0100) (Beilage 0187). 
 
Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Ing. Norbert Hofer, Markus Wiesler, Michaela Brandlhofer, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Einführung 
einer eigenen Behindertenanwaltschaft“, in ihrer 4. gemeinsamen Sitzung am 
Mittwoch, dem 04.06.2025, beraten. 
 
Landtagsabgeordneter Mario Jaksch, B.A. wurde zum Berichterstatter gewählt. 
 
Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Mario Jaksch, B.A. den Antrag, 
dem Landtag zu empfehlen, dem gegenständlichen Entschließungsantrag die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
 

Am Ende der Wortmeldung der Landtagsabgeordneten Rita Stenger, MA stellte diese 
einen Abänderungsantrag. 
 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der von der Landtagsabgeordneten Rita 
Stenger, MA gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP gegen 
die Stimmen der FPÖ mehrheitlich angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss stellen daher den Antrag, der Landtag 
wolle den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Ing. Norbert Hofer, Markus 
Wiesler, Michaela Brandlhofer, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
Entschließung betreffend „Einführung einer eigenen Behindertenanwaltschaft“, unter 
Einbezug der von der Landtagsabgeordneten Rita Stenger, MA beantragten und in der 
Beilage ersichtlichen Abänderungen, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
 
 

Eisenstadt, am 04. Juni 2025 
 
 

      Der Obmann-Stv. des Rechtsausschusses 
Der Berichterstatter:    als Vorsitzender der gemeinsamen Sitzung: 
Mario Jaksch, B.A. eh.   Mag. Christian Drobits eh. 



Frau 
Präsidentin des Burgenländischen Landtages 
Mag.a Astrid Eisenkopf 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 
 
 
 

Eisenstadt, am 04. Juni 2025 
 

 
Abänderungsantrag 

 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Wolfgang Spitzmüller, 
Kolleginnen und Kollegen zum selbständigen Antrag, 2100 – 0100, welcher 
abgeändert wird wie folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 



Entschließung 
des Burgenländischen Landtages vom …. betreffend „Chancengleichheit für 
Menschen mit Behinderungen weiterhin gewährleisten“  
 
Zum unter Zahl 2100 – 0100 eingebrachten selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Ing. Norbert Hofer, Markus Wiesler, Michaela Brandlhofer, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Einführung 
einer eigenen Behindertenanwaltschaft“ hält der Burgenländische Landtag fest: 
 
Die Behindertenanwaltschaft besteht im Burgenland seit dem Jahr 2009. Sie dient als 
weisungsfreie Anlauf- und Beschwerdestelle für Menschen mit Behinderungen. Zu 
ihren Aufgaben zählen die Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden 
betreffend die Unterbringung, Versorgung und Betreuung in burgenländischen 
Behinderteneinrichtungen. Darüber hinaus fungiert die Anwaltschaft als allgemeine 
Ansprechstelle und nimmt Anliegen von Menschen entgegen, um eine 
niederschwellige Unterstützung bei der Bewältigung ihrer Probleme zu ermöglichen. 
 
Laut dem Tätigkeitsbericht 2022/2023 gab es im Berichtszeitraum ca. 60 konkrete 
Anfragen. Diese betrafen überwiegend Leistungen der Sozialversicherungsträger und 
der Sozialhilfe. Beschwerden über die Unterbringung, Versorgung und Betreuung in 
burgenländischen Behinderteneinrichtungen wurden keine vorgebracht.  
 
Anfang des Jahres 2022 richtete das Land Burgenland eine Servicestelle für 
Menschen mit Behinderungen bei der Patient:innen- und Behindertenanwaltschaft 
ein. Als zentrale Anlaufstelle für Menschen mit Behinderungen, deren Angehörige 
sowie interessierte Personen bearbeitet die Servicestelle Anfragen, unterstützt, berät 
und leitet Anliegen and die zuständigen Dienststellen weiter. Darüber hinaus werden 
Beschwerden entgegengenommen und Aufklärungen bei diversen Ansprüchen 
durchgeführt. Die Servicestelle berät auch über Angebote von Bundesleistungen. 
Erfahrungen zeigen, dass die Bezeichnung „Anwaltschaft“ für viele Menschen mit 
Hemmschwellen verbunden ist. Demgegenüber werden in der Regel Servicestellen 
viel öfter aufgrund ihres niederschwelligen Charakters konsultiert. Die Anzahl der 
Beratungen durch die Servicestelle zeigt einen deutlichen Anstieg: waren es im Jahr 
2022 noch 279, so stieg diese Zahl 2023 auf 482 und erreichte 2024 bereits 580. Im 
laufenden Jahr 2025 wurden bereits 366 Beratungen angenommen. Diese Zahlen 
verdeutlichen, dass die Servicestelle sehr gut angenommen wird. Daher sieht das 
Regierungsprogramm der Burgenländischen Landesregierung einen Ausbau der 
Servicestelle vor. Um das Angebot flächendeckend zugänglich zu machen, führt die 
Servicestelle regelmäßig Beratungstage in den Bezirkshauptmannschaften durch.  
 
Die Burgenländische Landesregierung entwarf im Jahr 2024 gemeinsam mit im 
Behindertenbereich tätigen Trägerorganisationen, Vereinen, Interessenvertretungen 
und der Servicestelle für Menschen mit Behinderungen das Burgenländische 
Chancengleichheitsgesetz, welches im Burgenländischen Landtag einstimmig 
beschlossen wurde. Ziel dieses Gesetzes ist es, Menschen mit Behinderungen 



gleichberechtigte Chancen auf Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Leben zu ermöglichen. Neben den bis dahin 
bestehenden Leistungen, die zum Teil überarbeitet und optimiert wurden, normiert 
das Gesetz nun den Ersatz von Fahrtkosten, die Wohnbegleitung und die 
Angehörigenentlastung.  
 
 
Der Landtag hat beschlossen:  
 
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, weiterhin mit geeigneten 
Maßnahmen die Chancengleichheit von Menschen mit Behinderungen 
sicherzustellen.  
 


